
Aktenzeichen: 7 ABR 89/89
Bundesarbeitsgericht 7. Senat Beschluß vom 13. März 1991

7 ABR 89/89 -
I. Arbeitsgericht 

Berlin Beschluß vom 25. Januar 1989 
- 6 BV 14/88 -

II. Landesarbeitsgericht Berlin
Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Ja

Beschluß vom 29. September 1989 
- 13 TaBV 1/89 -

W,

Entscheidungsstichwort:
l

Betriebszugehörigkeit bei Ausbildung in mehreren Betrieben
IGesetz:

BetrVG § 60 Abs. '1; WahlO-BetrVG 1972 § 2 Abs. 2, § 30 
Abs. 1; ArbGG § 83 Abs. 3

Leitsatz:
Wird die betriebliche Berufsausbildung abschnittweise jeweils 
in verschiedenen Betrieben des Ausbildungsunternehmens oder 
eines mit ihm verbundenen Unternehmens durchgeführt, jedoch 
von einem der Betriebe des Ausbildungsunternehmens derart 
zentral mit bindender Wirkung auch für die anderen Betriebe 
geleitet, daß die wesentlichen der Beteiligung des Betriebs­
rats unterliegenden, die Ausbildungsverhältnisse berührenden 
Entscheidungen dort getroffen werden, so gehört der Auszubil­
dende während der gesamten Ausbildungszeit dem die Ausbildung 
leitenden Stammbetrieb an und ist dort wahlberechtigt zum Be­
triebsrat und zur Jugend- und Auszubildendenvertretung. Dage­
gen begründet die vorübergehende Beschäftigung der Auszubil­
denden in den anderen Betrieben keine Wahlberechtigung zu de­
ren Arbeitnehmervertretungen.

Hinweise des Senats:
Siehe auch Beschluß vom 13. März 1991 - 7 ABR 9/90 
zeitweiligen Ausbildung im Tochterunternehmen.

zur
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7 ABR 89/89
13 TaBV 1/89 Berlin Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
13. März 1991 B e s c h l u ß
Clobes,Amtsinspektorals Urkundsbeamter In dem Beschlußverfahren
der Geschäftsstelle

unter Beteiligung
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hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sit­
zung vom 13. März 1991 durch den Vorsitzenden Richter Dr. 
Seidensticker, die Richter Dr. Steckhan und Schliemann sowie 
die ehrenamtlichen Richter Kordus und Prof. Dr. Knapp für 
Recht erkannt:

Auf die Rechtsbeschwerde der Arbeitgeberin wird 
der Beschluß des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 
29. September 1989 - 13 TaBV 1/89 - aufgehoben,
Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Be­
schluß des Arbeitsgerichts Berlin vom 25, Januar 
1989 - 6 BV 14/88 - wird zurückgewiesen.
Der Hilfsantrag des Antragstellers wird ebenfalls
zurückgewiesen»

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
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G r ü n d e :

A. Die beteiligte Arbeitgeberin und deren Tochtergesellschaften 
unterhalten in B mindestens zehn Betriebsstätten, darunter
die der Arbeitgeberin gehörenden Werke S und
M . Im Werk S befindet sich das Aus-
und Weiterbildungszentrum (Ausbildungszentrum) der Arbeitgeberin, 
von dem aus alle derzeit etwa 360 Auszubildenden in allen in B 

gelegenen Betrieben der Arbeitgeberin und ihrer Tochterge­
sellschaften zentral betreut und geführt werden. Im Werk 
S bestehen ein Betriebsrat (Beteiligter zu 4)
und eine Jugend- und Auszubildendenvertretung (Beteiligte zu 5).

Mit allen Auszubildenden schließt die Arbeitgeberin durch 
ihr AusbildungsZentrum einheitliche Ausbildungsverträge ab. In 
dem AusbildungsZentrum werden für die Auszubildenden die Perso­
nalakten geführt, die Vergütungen abgerechnet und Zeugnisse er­
teilt. Krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit haben die Auszu­
bildenden beim AusbildungsZentrum zu melden. Die gesamte Planung, 
Durchführung und Überwachung der Ausbildung erfolgt durch das 
Ausbildungszentrum.

Dort erhalten die Aus zubildenden im ersten Jahr eine Grund­
ausbildung . Danach werden sie vom Ausbildungszentrum aus je nach 
Ausbildungsziel und -richtung, Qualifikation und bisherigen Lei­
stungen entsprechend dem Ausbildungsplan für bestimmte Ausbil­
dungsabschnitte den Ausbildern in den j eweiligen anderen Betrie­
ben zugewiesen. Zwischen diesen Ausbildungsabschnitten liegen
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wiederum solche, in denen die >'usbii3 Jung cm -use., „di; v. s> -,nV.crv,
erfolgt.

Zur Ausbildung in den anderen Betrieben weisen die Ausbil­
dungsingenieure des Ausbildungszentrums die Auszubildenden per­
sönlich in den jeweiligen Betrieb ein und stellen sie den dorti­
gen Betreuern (Ausbildern) vor. Die Aus zubildenden erhalten vorab 
eine Überweisungskarte, aus der sie ihre Ausbildungsstationen, 
deren Leiter sowie den zeitlichen Ablauf der Ausbildungsabschnit­
te erfahren. Die Ausbilder vor Ort erhalten parallel hierzu 
Durchlaufpläne für die betriebliche Ausbildung. Diese vom Ausbil­
dungszentrum ausgearbeiteten betriebsbezogenen Durchlaufpläne 
orientieren sich an den ebenfalls im AusbildungsZentrum erstell­
ten Musterdurchlaufplanen. Dabei werden vom Ausbildung* centrum 
sowohl die Inhalte der Ausbildung als auch der jeweilige zeitli­
che Ablauf in den einzelnen Betrieben verbindlich vorgegeben. Die 
' «C "... (. - 'wc erhalten encv ,' ■' und 3 -h - iit r uec--
erc e-i c;.9.i.-unc Ausbilder«: mbar; und .-•••-
te.vc aufc-eschlüssel re t u v.ildunc - .' -.grairm«- Ai c>< . - ■ • e • • <
.< i-igers.o. Aufenthalts in den ?nds leux a; <e-r v v - * <>
bildenden von den Ausbildungsingenieuren des Ausbildungszentrums 
betreut. Neben regelmäßigen Routinebesuchen begeben sich diese 
Ingenieure auch in die jeweiligen Betriebe, wenn sich ein Auszu­
bildender oder ein Ausbilder vor Ort an das Ausbildungszentrum 
wenden.

Für alle Auszubildenden in sämtlichen B Betrieben der
Arbeitgeberin hat diese mit dem Betriebsrat des Werkes S

Betriebsvereinbarungen über Ausbildungsrichtlinien f
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Richtlinien zur Beurteilung und Förderung Auszubildender und über 
die regelmäßige Arbeitszeit der Auszubildenden geschlossen.

Die im Werk M durchgeführten Ausbildungsabschnitte
dauerten je nach Art der Ausbildung zwischen sieben und 52 Wo­
chen. Im Dezember 1988 waren im Werk M 70, im Mai 1989
58 zur Durchführung betrieblicher Ausbildungsabschnitte zugewie­
sene Auszubildende tätig. Von den 58 Auszubildenden waren dort 25 
länger als insgesamt sechs Monate und 23 länger als insgesamt 
drei Monate zur Ausbildung. Jugendliche Arbeitnehmer unter 
18 Jahren waren dort nicht tätig. Für die gewerblichen und für 
die kaufmännischen Auszubildenden gibt es im Werk M je­
weils einen Ausbildungsbeauftragten.

Im Werk M erhalten die Auszubildenden maschinen­
lesbare Ausweise, mit denen sie ihre Anwesenheltszeiten erfassen 
müssen. Für Überstunden im Werk M wird die Zustimmung
des dortigen Betriebsrates eingeholt. Eine vom Betriebsrat und 
von der Leitung des Werkes M abgeschlossene Betriebs­
vereinbarung über Vor- und Nacharbeit anläßlich der Betriebsruhe 
zwischen Weihnachten und Neujahr 1987 erfasste auch die Auszubil­
denden . Die Ausbilder vor Ort bestätigen den Auszubildenden durch 
ihre Unterschrift die sachliche Richtigkeit der Berichtshefte; 
die Kontrolle dieser Hefte erfolgt durch das Aus- und Weiterbil­
dungszentrum. Im Werk M benutzen die Auszubildenden wie
die übrigen Beschäftigten die dortigen Sozialeinrichtungen, ins­
besondere auch die Kantine.
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Alle Auszubildenden der beteiligten Arbeitgeberin nahmen an 
den Wahlen des Betriebsrates und der Jugend- und Auszubildenden­
vertretung im Werk. S teil. Die damals im Werk
M tätig gewesenen Auszubildenden haben in den Jahren
1984 und 1987 auch an den Wahlen des Betriebsrates des Werkes 
M teilgenommen.

Der antragstellende Wahlvorstand für die Wahl einer Jugend- 
und Auszubildendenvertretung im Werk M hat die betei­
ligte Arbeitgeberin erfolglos aufgefordert, ihm eine Aufstellung 
aller zur Ausbildung im Werk II beschäftigten Personen
bis zum 25. Lebensjahr auszuhändigen. Mit dem vorliegenden Be­
schlußverfahren verfolgt er sein Begehren vielter. Er meint, im 
Werk M seien die Voraussetzungen für die Wahl einer
Jugend- und Auszubildendenvertretung erfüllt. Die Auszubildenden 
seien solche des Werkes M . Sie zählten auch zur Beleg­
schaft dieses Werkes. Zwar werde die zu erlernende Tätigkeit nach 
Art und Reihenfolge vom AusbildungsZentrum den einzelnen Be­
triebsstätten in Absprache mit den Ausbildern vorgegeben. Jedoch 
bestimmten die Ausbilder vor Ort die konkrete Tätigkeit der Aus­
zubildenden hinsichtlich Art, Umfang und Zeitpunkt. Die Ausbilder 
im Werk M übten insoweit konkret das Direktionsrecht
der Arbeitgeberin aus; sie kontrollierten auch die Berichtshefte 
der Auszubildenden. Die im Werk S bestehende
Jugend- und Auszubildendenvertretung nütze den Auszubildenden 
nichts, denn viele von ihnen seien länger als drei Monate, oft 
sogar länger als sechs Monate im Werk M beschäftigt und
hätten in dieser Zeit kaum Kontakt zum Ausbildungszentrum.
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Der Wahlvorstand hat zuletzt beantragt»

1. Die beteiligte Arbeitgeberin zu verpflichten,
dem Wahlvorstand eine Aufstellung aller zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt auch nur zeitweise zur 
Ausbildung im Betrieb M der Arbeit­geberin beschäftigten Personen bis zum voll­
endeten 25. Lebensjahr auszuhändigen,

hilfsweise
2. dem Wahlvorstand eine Aufstellung aller bis

zum 30. April 1909 auch nur zeitweise zur Aus­
bildung im Betrieb M beschäftigten
Personen bis zum vollendeten 25. Lebensjahr 
auszuhändigen.

Die Arbeitgeberin hat beantragt,

die Anträge zurückzuweisen.

Sie hat erwidert, im Werk M sei keine Jugend- und
Auszubildendenvertretung zu wählen. Dort seien keine jugendlichen 
Arbeitnehmer tätig. Die im Werk M zu ihrer praktischen
Ausbildung tätigen Auszubildenden seien betriebsverfassungsrecht­
lich allein dem Aus- und Weiterbildungszentrum und damit dem Werk 
S zuzuordnen. Die Auszubildenden seien nicht in
die anderen Betriebe in B eingegliedert. Die Weisungsbefug­
nisse der Ausbilder vor Ort seien durch die Anweisungen und 
Richtlinien des Aus- und Weiterbildungszentrums festgelegt. Der 
ständige Wechsel der Auszubildenden im Werk M mache
eine kontinuierliche Arbeit einer Jugend- und Auszubildendenver­
tretung in diesem Werk unmöglich. Die betriebsverfassungsrecht­
liche Betreuung der Auszubildenden in allen ihren B Be­
trieben sei durch die Jugend- und Auszubildendenvertretung im

8
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Aus- und Weiterbildungszentrum des Werkes S ge­
währleistet.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag zurückgewiesen. Das Lan­
desarbeitsgericht hat dem Hauptantrag stattgegeben und die 
Rechtsbeschwerde zugelassen. Mit ihr verfolgt die Arbeitgeberin 
die Zurückweisung des Haupt- und des Hilfsantrags, während der 
Wahlvorstand und der Betriebsrat des Werks M beantra­
gen , die Rechtsbeschwerde zurückzuweisen.

B. Die Rechtsbeschwerde hat Erfolg. Der Hauptantrag wie auch 
der Hilfsantrag des Wahlvorstandes sind nicht begründet. Entgegen 
der Ansicht des Landesarbeitsgerichts ist die Arbeitgeberin nicht 
verpflichtet, dem Wahlvorstand eine Aufstellung aller im Werk 
M zur Ausbildung beschäftigten Personen bis zum vollen­
deten 25. Lebensjahr auszuhändigen, weil die dort tätigen Auszu­
bildenden keine wahlberechtigten Betriebsangehörigen des Werkes 
M sind.

I. Prozessuale Hindernisse stehen einer Sachentscheidung nicht 
entgegen.

1. Das Begehren des Antragstellers ist nicht durch Zeitablauf 
überholt und deshalb auch nicht mangels Rechtsschutzinteresses 
unzulässig geworden.

Zwar hatte der antragstellende Wahlvorstand im ersten 
Rechtszug von der Arbeitgeberin eine Aufstellung aller "bis zum 
30. April 1989" im Werk M beschäftigten Auszubildenden
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verlangt. Diesen Antrag hat er im zweiten Rechtszug aber nur noch 
hilfsweise gestellt und als Hauptantrag eine Aufstellung aller 
"zum gegenwärtigen Zeitpunkt" dort beschäftigten Auszubildenden 
bis zum vollendeten 25. Lebensjahr verlangt. Entgegen der Ansicht 
der Rechtsbeschwerde ist mit dem "gegenwärtigen Zeitpunkt" nicht 
etwa der Zeitpunkt der Entscheidung in der Beschwerdeinstanz als 
letzter Tatsacheninstanz gemeint, sondern der Zeitpunkt der 
rechtskräftigen Entscheidung über die vom Antragsteller behaupte­
te Pflicht des Arbeitgebers zur Aushändigung der Liste zu ver­
stehen. Mit der Änderung seines Hauptantrages wollte der Antrag­
steller erkennbar vermeiden, daß sein Begehren durch Zeitablauf 
ins Leere ging und am dann fehlenden Rechtsschutzinteresse schei­
tern würde. Da die begehrte Aufstellung die Feststellung der 
Wahlberechtigten für die erst künftig nach Abschluß des vorlie­
genden Verfahrens durchzuführende Wahl einer Jugend- und A.uszu- 
bildendenvertretung ermöglichen soll, kann der Antrag vernünf­
tigerweise nur dahin verstanden werden, daß in die Liste die Aus­
zubildenden aufzunehmen sind, die im Zeitpunkt des Eintritts der 
Rechtskraft der stattgebenden Entscheidung im Werk M 
ausgebildet werden.

2. Das Landesarbeitsgericht hat den Betriebsrat des Werkes 
M zu Recht im vorliegenden Beschlußverfahren beteiligt.
Er ist vom Ausgang des Verfahrens materiell betroffen und deswe­
gen Beteiligter im Sinne des § 83 Abs. 3 ArbGG.

Die in einem Betrieb bestehende Jugend- und A.uszubildenden- 
vertretung ist kein gleichberechtigt neben dem Betriebsrat beste­
hendes Organ der Betriebsverfassung. Vielmehr obliegt dem Be-
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triebsrat die Wahrnehmung der Interessen aller Arbeitnehmer des 
Betriebes gegenüber dem Arbeitgeber, auch solcher, die in § 63 
Abs. 1 BetrVG aufgezählt sind (vgl. zur früheren Fassung des Ge­
setzes: BAGE 25, 394, 396 f, = AP Nr, 1 zu § 65 BetrVG 1972, 
zu II 1 der Gründe; BAG Beschlüsse vom 10. Mai 1974 - 1 ABR 57/73 
und 1 ABR 60/73 - AP Nr, 3 und 4 zu § 65 BetrVG 1972). Die Umge­
staltung der früheren Jugendvertretung zur Jugend- und Auszubil­
dendenvertretung durch das Gesetz vom 13. Juli 1988 (BGBl. I,
S. 1034) hat hieran nichts geändert (vgl. Fitting/Auffahrt/ 
Kaiser/Heither, BetrVG-, 16. Aufl., § 60 Rz 1 c; Engels/Natter,
BB 1988, 1453, 1454; Schwab, NZA 1988, 687). Dementsprechend ist 
der Betriebsrat eines Betriebes notwendig auch an dem Verfahren 
beteiligt, in welchem es - wie hier - um die Vorbereitung der 
Wahl einer Jugend- und Auszubildendenvertretung in diesem Betrieb 
geht.

3. Materiell von der Entscheidung im vorliegenden Verfahren 
sind aber auch die im Betrieb S bestehende
Jugend- und Auszubildendenvertretung (Beteiligte zu 5) und der 
dort bestehende Betriebsrat (Beteiligter zu 4) betroffen. Dies 
hat das Landesarbeitsgericht übersehen. Gleichwohl bedarf es des­
wegen keiner Zurückverweisung des Rechtsstreits an das Landesar­
beitsgericht , um die Anhörung dort nachholen zu lassen.

Beide Gremien werden durch die vom Antragsteller begehrte 
Entscheidung in ihrer betriebsverfassungsrechtichen Rechtsstel-. 
lung unmittelbar berührt. Denn wenn auch im Werk M eine
Jugend- und Auszubildendenvertretung zu wählen wäre, so hätte 
dies zur Folge, daß die Jugend- und Auszubildendenvertretung im
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insoweit für die Auszubildenden nicht 
mehr zuständig wäre, als diese im Werk M ausgebildet
werden. Vergleichbare Erwägungen gelten für die Frage der Zustän­
digkeit der Betriebsräte in den Werken S und
M

Auch in der Rechtsbeschwerdeinstanz ist von Amts wegen zu 
prüfen, wer Beteiligter des Verfahrens ist; bisher nicht Betei­
ligte sind zum Verfahren hinzuzuziehen (vgl. BAG Beschluß vom
3. April 1979 - 6 ABR 63/76 - AP Nr. 16 zu § 40 BetrVG 1972; 
Germelmann/Matthes/Prütting, ArbGG, § 83 Rz 29). Dabei muß das 
Rechtsbeschwerdegericht grundsätzlich den angefochtenen Beschluß 
der Vorinstanz aufheben und das Verfahren zur Nachholung der un­
terlassenen Anhörung an das Landesarbeitsgericht zurückverweisen, 
es sei denn, es ist nicht zu erwarten, daß sich durch die Anhö­
rung der bislang nicht Beteiligten ein anderer als der vom Lan­
desarbeitsgericht festgestellte Sachverhalt ergeben könnte (BAG 
Beschluß vom 3. April 1979 - 6 ABR 63/76 -, aaO, unter II 3 b der 
Gründe). Das ist hier der Fall. Der Jugend- und Auszubildenden­
vertretung und dem Betriebsrat im Werk S ist in
der Rechtsbeschwerdeinstanz Gelegenheit gegeben worden, zur Sache 
Stellung zu nehmen; beide haben hiervon keinen Gebrauch gemacht.

II. Das Landesarbeitsgericht hat dem Hauptantrag des Wahlvor­
standes zu Unrecht stattgegeben.

Wie das Landesarbeitsgericht zutreffend angenommen hat, 
kommt als Anspruchsgrundlage für das Begehren des Antragstellers
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nur § 2 Abs. 2 in Verbindung mit § 30 Satz 1 der Wahlordnung 1972 
zum Betriebsverfassungsgesetz in der zuletzt durch die Verordnung 
vom 28. September 1989 (BGBl. I, S. 1793) geänderten Fassung in 
Betracht. Hiernach hat der Arbeitgeber dem Wahlvorstand für die 
Wahl einer Jugend- und Auszubildendenvertretung alle für die An­
fertigung der Wählerliste erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Diese 
Verpflichtung besteht jedoch nur, wenn die gesetzlichen Voraus­
setzungen für die Errichtung einer Jugend- und Auszubildendenver­
tretung in dem Betrieb gegeben sind.

Gemäß § 60 Abs. 1 BetrVG in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Dezember 1988 (BGBl. I 1989, 1, 902) werden in Betrieben 
mit in der Regel mindestens fünf Arbeitnehmern, die das 18. Le­
bens j ahr noch nicht vollendet haben (jugendliche Arbeitnehmer) 
oder die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind und das 
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, Jugend- und Auszubil­
dendenvertretungen gewählt. Diese Voraussetzungen liegen jedoch 
für den Betrieb Werk M nicht vor. Jugendliche unter
18 Jahren, die nicht zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind, 
gibt es im Werk M unstreitig nicht. Die dort im Rahmen •
ihrer Berufsausbildung während einzelner Ausbildungsabschnitte 
beschäftigten Auszubildenden sind entgegen der Meinung des Lan­
desarbeitsgerichts nicht wahlberechtigt zu den Betriebsverfas­
sungsorganen des Werkes M

1. Dem Landesarbeitsgericht ist zunächst darin zuzustimmen, daß 
die Auszubildenden während ihrer gesamten Ausbildungsdauer Be-

, in dem sich das

- 13 -

triebsangehörige des Werkes S
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AusbildungsZentrum befindet, bleiben, und zwar auch während der 
Zeiten, die sie zur Absolvierung einzelner Ausbildungsabschnitte 
in anderen Betrieben der Arbeitgeberin oder in Betrieben ihrer 
Konzernunternehmen verbringen.

Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts wird die 
gesamte Ausbildung zentral vom AusbildungsZentrum des Werkes 
S gesteuert. Von dort aus erfolgt die Ausbil­
dungs Planung und -durchführung, auch für die Ausbildungsabschnit­
te in anderen Betrieben. Alle wesentlichen Ausbildungsschritte 
werden dort mit bindender Wirkung auch für die anderen Betriebe 
anhand von Musterdurchlaufplänen und konkreten betriebsbezogenen 
Durchlaufplänen mit den j eweiligen Ausbildungsinhalten und den 
zeitlichen Abläufen in den Betriebsstätten festgelegt. Auch wäh­
rend der Ausbildung in anderen Betriebsstätten unterstehen die 
Auszubildenden der Kontrolle und den Weisungen der Mitarbeiter 
des AusbildungsZentrums. Die Ausbildungsingenieure des Ausbil­
dungszentrums weisen die Auszubildenden auch persönlich in die 
einzelnen Betriebe ein und stellen sie den dortigen Ausbildern 
vor. Neben regelmäßigen Routinebesuchen begeben sich diese Inge­
nieure auch in die jeweiligen Betriebe, wenn sich ein Auszubil­
dender oder ein Ausbilder vor Ort an das AusbildungsZentrum wen­
det. Im AusbildungsZentrum werden die Personalunterlagen der Aus­
zubildenden geführt, die Berichtshefte kontrolliert, die Zeugnis­
se erteilt und die Vergütungsabrechnungen erstellt. Von dort er­
halten die Auszubildenden auch allgemeine Verhaltensrichtlinien, 
in denen u.a. festgelegt ist, wie sie sich im Krankheitsfalle zu 
verhalten haben, daß sie insbesondere Arbeitsunfähigkeitsbe­
scheinigungen dem Ausbildungszentrum zuzuleiten haben.
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Hieraus ergibt sich, daß die für die Ausbildungsverhältnisse 
wesentlichen, der Beteiligung des Betriebsrats unterliegenden An­
gelegenheiten, insbesondere die Fragen der Berufsbildung nach den 
§§ 96 bis 98 BetrVG, während der gesamten Ausbildungsdauer im 
Ausbildungszentrum geregelt werden. Damit bleiben die Auszubil­
denden auch während ihrer vorübergehenden Ausbildungsbeschäfti­
gung in anderen Betrieben in den Betrieb des Ausbildungszentrums 
eingegliedert mit der Folge, daß sie dort auch wahlberechtigt zum 
Betriebsrat und zur Jugend- und Auszubildendenvertretung sind. 
Darüber besteht zwischen den Beteiligten auch kein Streit.

2. Die zeitweilige Ausbildungsbeschäftigung in anderen Betrie­
ben - hier im Werk M - führt nicht dazu, daß die Auszu­
bildenden zugleich auch in diesen anderen Betrieben wahlberech­
tigt würden. Zwar sind die Auszubildenden während ihrer vorüber­
gehenden Beschäftigung in den anderen Betrieben auch in deren Be­
triebsorganisation eingebunden; sie müssen sich an die Ordnung 
ihres j eweiligen Beschäftigungsbetriebes halten und unterliegen 
hinsichtlich ihrer Tätigkeit den Einzelweisungen der Ausbilder 
dieses Betriebes im Rahmen der Vorgaben des AusbildungsZentrums. 
Der Schwerpunkt des Ausbildungsverhältnisses bleibt aber bei 
einer solchen Stationenausbildung stets bei dem Stammbetrieb, der 
die Gesamtausbildung leitet und überwacht und wo die wesentlichen 
Entscheidungen in bezug auf das Ausbildungsverhältnis getroffen 
werden. Die vorübergehende und auch nur partielle Eingliederung 
des Auszubildenden in einen anderen Betrieb außerhalb seines 
Stammbetriebes zur Absolvierung eines bestimmten Ausbildungsab­
schnittes rechtfertigt es nicht, ihm neben der Wahlberechtigung
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zu den Betriebsverfassungsorganen seines Stammbetriebes auch die 
Wahlberechtigung zum Betriebsrat und zur Jugend- und Auszubilden­
denvertretung seines zeitweiligen Beschäftigungsbetriebes zuzuer­
kennen und ihm dadurch ebenso wie den in den Betrieb voll einge­
gliederten Belegschaftsmitgliedern eine Einflußnahme auf Größe 
und Zusammensetzung dieser Betriebsverfassungsorgane zu ermögli­
chen.

Bei dieser v/ertung stützt sich der Senat auf eine entspre­
chende Wertung des Gesetzgebers im Personalvertretungsrecht des 
öffentlichen Dienstes. Nach § 13 Abs. 3 BPersVG sind Beamte im 
Vorbereitungsdienst und Beschäftigte in entsprechender Berufsaus­
bildung nur bei ihrer Stammbehörde wahlberechtigt. Für den beam­
tenrechtlichen Vorbereitungsdienst ist es typisch, daß er sich in 
verschiedenen Ausbildungsstationen vollzieht, die häufig auch mit 
einem Dienststellenwechsel verbunden sind, daß aber die Ges amt - 
ausbildung von einer bestimmten Dienststelle, der Stammbehörde, 
geleitet wird. Weil der Auszubildende nur vorübergehend in der 
anderen Dienststelle ausgebildet wird, die wesentlichen sein Aus­
bildungsverhältnis betreffenden Entscheidungen aber in seiner 
Stammbehörde fallen, ist er in die andere Dienststelle nur lose 
integriert. Aus diesem Grunde hat der Gesetzgeber es als sach­
gerecht angesehen, dem Auszubildenden die Wahlberechtigung nur 
für seine Stammbehörde, nicht aber auch für andere Dienststellen, 
die er im Rahmen seiner Ausbildung durchläuft, zuzuerkennen.

Im vorliegenden Falle geht es um einen vergleichbaren Sach­
verhalt . Hier ist die Berufsausbildung bei der Arbeitgeberin

16
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


16

ebenfalls in der Weise organisiert, daß sie unter der Gesamtlei­
tung eines Stammbetriebes, des Ausbildungszentrums, steht, ein­
zelne Ausbildungsabschnitte aber in anderen Betrieben durchge­
führt werden. Es erscheint deshalb gerechtfertigt, bei der Frage 
der Wahlberechtigung der Auszubildenden zu den Betriebsverfas­
sungsorganen derjenigen Betriebe, in denen die Auszubildenden nur 
einzelne AusbildungsStationen absolvieren, an die erwähnte perso­
nalvertretungsrechtliche Regelung anzuknüpfen und sie entspre­
chend der dortigen gesetzlichen Wertung zu beantworten. Gesichts­
punkte, die für den Bereich der privaten Wirtschaft und des dort 
geltenden Betriebsverfassungsgesetzes eine andere Beurteilung ge­
böten, sind nicht ersichtlich. Vielmehr hat der Gesetzgeber die 
betriebsverfassungsrechtlichen Folgen einer vorübergehenden 
sektoralen Aufspaltung der Arbeitgeberfunktionen in der Privat­
wirtschaft für den Bereich der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüber­
lassung in ähnlicher Weise geregelt. Nach § 14 Abs. 1 und 2 AÜG 
bleiben Leiharbeitnehmer auch während der - auf höchstens sechs 
Monate begrenzten (§ 3 Abs. 1 Nr. 6 AÜG) - Zeit ihrer Arbeits­
leistung bei dem Entleiher Angehörige des entsendenden Betriebes 
des Verleihers und sind bei der Wahl der betriebsverfassungs­
rechtlichen Arbeitnehmervertretung im Entleiherbetrieb weder 
wahlberechtigt noch wählbar.

3. Aus alledem ergibt sich, daß die im Werk M vor­
übergehend zur Durchführung einzelner Ausbildungsabschnitte be­
schäftigten Auszubildenden zu den betriebsverfassungsrechtlichen 
Arbeitnehmervertretungen dieses Betriebes nicht wahlberechtigt 
sind. Damit fehlt es im Werk M an den Voraussetzungen
für die Bildung einer Jugend- und Auszubildendenvertretung und
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demzufolge auch an einer Anspruchsgrundlage für das Begehren des 
antragstellenden Wahlvorstandes. Die Arbeitgeberin ist nicht ver­
pflichtet, dem Wahlvorstand eine Aufstellung aller auch nur zeit­
weise im Werk. M zur Ausbildung beschäftigten Personen
bis zum vollendeten 25. Lebensjahr auszuhändigen. Demnach waren 
der Hauptantrag und auch der auf dasselbe Ziel gerichtete Hilfs­
antrag des Wahlvorstandes unter Aufhebung des angefochtenen Be­
schlusses als unbegründet zurückzuweisen.

Dr. Seidensticker Dr. Steckhan Schliemann
Kordus. Dr. Knapp
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